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Vertraulich ! 

K a b i n e t t s p r o t o k o l l Nr. 235 

 

vom 8. November 1920. 

 

Anwesend: 

Sämtliche Kabinettsmitglieder; 

ferner die Unterstaatssekretäre M i k 1 a s -und Dr. R e s c h. 

 

Zugezogen: 

Zu Punkt I: Von der Staatskanzlei: Ministerialrat Dr. F r ö h l i c h und Sektionsrat Dr. 

M a n n l i c h e r,  

vom Staatsamt für Inneres und Unterricht: Sektionschef Dr. D a v y und Polizeipräsident 

S c h o b e r. 

 

Vorsitz: 

Staatssekretär Dr. M a y r. 

 

Dauer: 18.00-21.00. 

 

Reinschrift (24 Seiten), Konzept, stenographische Mitschrift, Entwurf der TO 

Anhang betr. Personalanträge (fol. 1, zweifach) 
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2. Frage der Neubenennung der Präsidentschaftskanzlei. 

3. Ansuchen Österreichs um Zulassung zum Völkerbunde. 

4. Wiedereinbringung des Gesetzentwurfes Über die Aufnahme des Burgenlandes in das 

Staatsgebiet der Republik Österreich. 

5. Handelsübereinkommen mit Jugoslavien, Rumänien und dem Deutschen Reiche. 

6. Besorgung der Verwaltungsangelegenheiten der Wiener Hochschulen. 

7. Streik der Südbahnbediensteten in Wiener Neustadt. 

8. Stellungnahme des Zentralverbandes der österreichischen Staatsbeamtenvereine zur 

Einbringung der Besoldungsordnung im Nationalrate. 
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9. Abstattung des Dankes an Fregattenkapitän Albert Peter für seine Tätigkeit als 

österreichischer Delegierter in der Plebiszitkommisssion für das Kärntner 

Abstimmungsgebiet. 

10. Sicherstellung der Erfordernisse für Getreideankäufe aus Amerika. 
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15. Beschlüsse des steiermärkischen Landtages, betreffend Gemeindeumlagen in Eisenerz 

und Eggenberg und Bezirksumlagen im Bezirke Graz Umgebung. 
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Staatsbeamtenvereine vom 6. November 1920 mit dem Protest der Staatsangestellten gegen 
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Beilage zu Punkt 9 betr. Antrag des StA. f. Äußeres Zl. 4430 über die Abstattung des Dankes 

an Fregattenkapitän Albert Peter für seine Tätigkeit als österreichischer Delegierter in der 

Plebiszitkommission für das Kärntner Abstimmungsgebiet (2 Seiten, gedruckt, zweifach) 

Beilage zu Punkt 11 betr. Vortrag des StA. f. Justiz über die Angriffe gegen die Mitglieder 

des Gerichtshofes zur Erhebung militärischer Pflichtverletzungen wegen des Urteils im 

Prozess gegen FML Pokorny mit Information (5 Seiten) 

Beilage zu Punkt 12 betr. Bericht der Staatskanzlei über den Entwurf eines Bundesgesetzes 

vom 8. November 1920 samt Bundesgesetz über das Bundesgesetzblatt (5 Seiten) 

Beilage zu Punkt 13 betr. Bericht der Staatskanzlei über den Entwurf eines 

Bundesverfassungsgesetzes zur Regelung der Handels- und Verkehrbeziehungen zum 

Ausland mit Bundesverfassungsgesetz samt erläuternden Bemerkungen (4 Seiten) 

Beilage zu Punkt 14 betr. Vortrag des StA. f. Inneres und Unterricht über Gesetzesbeschlüsse 

des steiermärkischen Landtages, mit Abänderung einzelner Bestimmungen des Gesetzes vom 

4. Juli 1919, L.G.Bl.Nr. 115, über Diensteinkommen der Lehrpersonen an Volks- und 

Bürgerschulen (2 Seiten) 

Beilage zu Punkt 15 betr. Auszug für den Vortrag des StA. f. Inneres und Unterricht Zl. 

68.231über die Beschlüsse des Steiermärkischen Landtages vom 23. September 1920 zu 

Gemeindeumlagen in Eisenerz und Eggenberg und Bezirksumlagen im Bezirke Graz-
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Beilage zu Punkt 19 betr.  Gesetzesvorlage des StA. f. Justiz z. Zl. 24.682 über eine Amnestie 

für das Abstimmungsgebiet von Klagenfurt mit Begründung (8 Seiten, zweifach) 

Beilage zu Punkt 20 betr. Gesetzesvorlage des StA. f. Justiz über die Erhöhung der 

Wertgrenzen und Geldstrafen in den Strafgesetzen mit Begründung (5 Seiten) 

Beilage zu Punkt 21 betr. Vollzugsanweisung des StA. f. soziale Verwaltung Zl. 29.922 zu 

den Gesetzen vom 26. Februar 1920, St.G.Bl.Nr.100 und vom 1. Oktober 1920, 

St.G.Bl.Nr.429 über die Errichtung von Arbeiterkammern mit erläuternden Bemerkungen (15 

Seiten, zweifach) 

Beilage zu Punkt 22 betr. Antrag des StA. f. soziale Verwaltung auf Wiedereinbringen der 

Regierungsvorlage über die Ausdehnung der Krankenversicherung (1 Seite, zweifach) 

Beilage zu Punkt 23 betr. Antrag des StA. f. Land- und Forstwirtschaft Zl. 23.654 hinsichtlich 

des Gesetzesvorschlags für die Länder Tirol und Vorarlberg über die rechtliche Behandlung 

des ober- und unterhalb der Vegetationsgrenze liegenden Kahlgesteines (2 Seiten) 

Beilage zu Punkt 23 betr. Gesetzesentwurf für die Länder Tirol und Vorarlberg über die 

rechtliche Behandlung des ober- und unterhalb der Vegetationsgrenze liegenden 
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1. 

Einstweilige Regelung der Organisation der Polizeiverwaltung. 

Der V o r s i t z e n d e stellt zwei Berichte der Polizeidirektion in Wien zur Verhandlung, 

in denen angeregt wird, es möge im Hinblicke auf die Folgerungen, welche sich aus den 

Bestimmungen des Bundesverfassungsgesetzes für die künftige Stellung der staatlichen 

Polizeibehörden ergeben, für die Zeit bis zum Erscheinen des im Artikel 120 angekündigten 

Bundesgesetzes eine einstweilige Regelung der Organisation der Polizeiverwaltung getroffen 

werden. 

Nach einer eingehenden Erörterung der Sachlage gelangt der Kabinettsrat zu der 

Auffassung, dass von vorläufigen Maßnahmen dieser Art abzusehen sei. 
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2. 

Frage der Neubenennung der Präsidentschaftskanzlei. 

Der V o r s i t z e n d e bringt dem Kabinettsrate eine Zuschrift der Präsidentschaftskanzlei 

zur Kenntnis, in welcher die Frage aufgeworfen wird, ob der Übergang zur bundesstaatlichen 

Verfassung nicht eine Neubenennung der Präsidentschaftskanzlei (etwa ,,Bundespräsidium“) 

notwendig mache. 

Redner beabsichtige die Präsidentschaftskanzlei zu verständigen, dass die 

Bundesverfassung eine Änderung in der Benennung der Präsidentschaftskanzlei nicht bedinge 

und es daher bei der bisherigen Bezeichnung zu verbleiben hätte. 

Der Kabinettsrat nimmt die Mitteilung des Vorsitzenden zustimmend zur Kenntnis. 

 

3. 

Ansuchen Österreichs um Zulassung vom Völkerbunde. 

Der V o r s i t z e n d e berichtet anknüpfend an den Beschluss des Kabinettsrates vom 30. 

September 1.J., dass England und Frankreich auf die vertrauliche Anfrage, welche Haltung sie 

gegenüber einem Ansuchen Österreichs um Zulassung zum Völkerbunds einnehmen würden, 

den Wunsch geäußert haben, Österreich möge sich um die Aufnahme bewerben. Allerdings 

sei beigefügt worden, dass die beiden Staaten keine bestimmte Zusage machen können, ob die 

Bewerbung Österreichs die zur Aufnahme erforderliche 2/3 Majorität finden werde. 

Angesichts der großen Vorteile, welche Österreich aus seiner Zugehörigkeit zum 

Völkerbunde wenigsten in der Richtung erwarten könne, dass es ein Forum für die 

Erbringung seiner Beschwerden und Wünsche gewinnen würde, erbittet Redner vom 

Kabinettsrate die Zustimmung zur Einholung einer Ermächtigung des Hauptausschusses, dass 

in der am 15. November 1. J. in Genf zusammentretenden ersten Vollversammlung des 

Völkerbundes das Ansuchen um Zulassung Österreichs zum Völkerbunde gestellt werde. 

Der Kabinettsrat erteilt die erbetene Zustimmung. 

 

4. 

Wiedereinbringung des Gesetzentwurfes über die Aufnahme des Burgenlandes in das 

Staatsgebiet der Republik Oesterreich. 

Nach dem Vorschlage des V o r s i t z e n d e n erteilt der Kabinettsrat die Ermächtigung, 

dass der bereits in der Konstituierenden Nationalversammlung eingebrachte, vorbezeichnete 

Gesetzentwurf mit allfälligen behufs Anpassung an die Bundesverfassung oder aus sonstigen 
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Umständen etwa notwendigen textlichen Abänderungen nunmehr im Nationalrate eingebracht 

werde. 

 

5. 

Handelsübereinkommen mit Jugoslavien, Rumänien und dem Deutschen Reiche. 

Staatssekretär H e i n l erbittet und erhält die Zustimmung des Kabinettsrates zur 

Erstattung eines Berichtes an den Nationalrat über die provisorischen Handelsübereinkommen 

mit Jugoslavien und Rumänien sowie zur Einbringung eines Gesetzentwurfes, betreffend 

einen Handelsvertrag mit dem Deutschen Reiche. 

 

6. 

Besorgung der Verwaltungsangelegenheiten der Wiener Hochschulen. 

Staatssekretär B r e i s k y verweist darauf, dass die durch die Bestimmungen des 

Bundesverfassungsgesetzes herbeigeführte Änderung im territorialen Wirkungskreise der 

niederösterreichischen Landesregierung eine Neuordnung bezüglich der Besorgung der 

Administrativangelegenheiten der Wiener Hochschulen einschließlich der 

Universitätsbibliothek und der Zentralanstalt für Meteorologie und Geodynamik sowie der 

evangelisch-theologischen Fakultät, die bisher im Auftrage und namens der 

Unterrichtsverwaltung von der niederösterreichischen Landesregierung geführt wurden, 

notwendig mache. Diesbezüglich sei mit allen beteiligten Faktoren und auch der Gemeinde 

Wien ein Einvernehmen erzielt worden, demzufolge die bezeichneten 

Verwaltungsangelegenheiten samt der Gebarung mit den für Zwecke des Hochschulwesens 

bestimmten Krediten aus dem Wirkungskreise der niederösterreichischen Landesregierung 

auszuscheiden und bis auf weiteres einer dem Staatsamte für Inneres und Unterricht 

(Unterrichtsamt) unmittelbar unterstellten „provisorischen Administration der Wiener 

Hochschulen“ übertragen werden sollen. Redner beabsichtige diese Neuregelung im Wege 

interner Dienstweisungen durchzuführen und mache hievon dem Kabinettsrate Mitteilung. 

Der Kabinettsrat nimmt die Ausführungen des sprechenden Staatssekretärs zur Kenntnis. 

 

7. 

Streik der Südbahnbediensteten in Wiener- Neustadt. 

Staatssekretär Dr. P e s t a berichtet dem Kabinettsrate über den am 5. November d. J. 

unter den Südbahnbediensteten in Wiener-Neustadt ausgebrochenen Streik. Dieser sei 

dadurch hervorgerufen worden, dass sich das Personal der Station Wiener-Neustadt mit der 
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Behandlung nach der den Staatsangestellten zugesagten Bezugsregelung nicht zufrieden 

gegeben, sondern noch verschiedene Sonderwünsche vorgebracht habe, welche den 

Verhältnissen des Semmeringgebietes Rechnung tragen sollen. Redner gibt einen Überblick 

über die mit den Streikenden geführten Verhandlungen und bespricht sodann im einzelnen die 

den Bediensteten gemachten Zugeständnisse, welche schließlich dazu führten, dass der 

Verkehr in der Mittagstunde des 7. Novembers wieder aufgenommen wurde. Der sprechende 

Staatssekretär stellt dabei fest, dass es gelungen sei, mit verhältnismäßig erträglichen 

finanziellen Opfern eine Verkehrskatastrophe abzuwenden, welche für das Wirtschaftsleben 

und die Versorgung Österreichs von den gefährlichsten Folgen hätte begleitet sein können. 

Der Kabinettsrat nimmt den Bericht zur Kenntnis und spricht dem Staatssekretär für 

Verkehrswesen für seine erfolgreichen Bemühungen um die Beilegung dieser 

Aufstandsbewegung den Dank aus. 

 

8. 

Stellungnahme des Zentralverbandes der österreichischen Staatsbeamtenvereine zur 

Einbringung der Besoldungsordnung im Nationalrate. 

Der V o r s i t z e n d e gibt dem Kabinettsrat bekannt, dass ihm eine Abordnung des 

Zentralverbandes der österreichischen Staatsbeamtenvereine jüngst einen schriftlichen Protest 

überreicht habe, in dem sich der Verband gegen die Absicht der Regierung wende, die 

Besoldungsordnung im Nationalrate einzubringen, ohne vorher mit den 

Staatsangestelltenorganisationen das Einvernehmen gepflogen zu haben. Die Abordnung habe 

darauf verwiesen, dass seit dem Bestande der Republik jede die Staatsangestellten berührende 

Regierungsvorlage vorerst mit den Organisationen durchberaten worden sei, wodurch sich 

auch die parlamentarische Behandlung erfahrungsgemäß wesentlich leichter gestaltet habe. 

Eine Abweichung von dieser Übung müsse von den Staatsangestellten dahin aufgefasst 

werden, dass das ihnen bisher zugestandene Mitbestimmungsrecht nunmehr verkürzt werden 

solle. Der Zentralverband müsse die Verantwortung für alle aus einem solchen Vorgehen der 

Regierung entstehenden Folgen ablehnen. 

Der V o r s i t z e n d e habe der Abordnung erklärt, der Kabinettsrat hätte sich gelegentlich 

der Verhandlungen über die letzten Forderungen der Staatsangestellten nach Angleichung 

ihrer Bezüge an das Gehaltsschema, der Gemeinde Wien nicht mehr der Erkenntnis 

verschließen können, dass gegen die fortgesetzten Mehrforderungen der Staatsbediensteten 

mit aller Raschheit Abhilfe geschaffen werden müsse. Der Kabinettsrat habe sich daher dafür 

entschieden, den neu auszuarbeitenden Entwurf für die Besoldungsordnung unter Vermeidung 
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jedes weiteren Aufschubes mit der allergrößten Beschleunigung im Nationalrate 

einzubringen; im übrigen hätten die Erfahrungen gelegentlich der Behandlung des ersten 

Entwurfes gezeigt, dass die von den Angestelltenorganisationen abverlangten Äußerungen in 

einer angemessenen Frist nicht zu erlangen seien. Dagegen liege es keinesfalls in der Absicht 

des Kabinettsrates, die Organisationen über diese Verlage überhaupt nicht zu hören, 

geschweige denn, sie geflissentlich zu übergehen. Es sei vielmehr in Aussicht genommen, im 

Zuge der parlamentarischen Beratungen eine Enquete zu veranstalten, welche den 

Organisationen ausreichende Möglichkeiten bieten werde, ihre allgemeinen und 

Einzelwünsche vorzubringen. 

Bei dieser Gelegenheit sei von der Abordnung auch die Frage des Abbaues der 

Staatsangestellten zur Sprache gebracht und um Aufklärung ersucht morden, ob es den 

Tatsachen entspreche, dass die Staatsregierung bereits gesetzliche Maßnahmen zur 

Durchführung des Abbaues vorbereite. Redner habe darauf verwiesen, dass die 

Reparationskommission im Zusammenhange mit ihren Erhebungen über die Finanzlage des 

Staates auch die Beamtenfrage einem ernsten Studium unterziehe und in ihren Enunziationen 

bereits mehrfach der Meinung Ausdruck verliehen habe, dass die öffentlichen Angestellten in 

Österreich zwar unzulänglich entlohnt seien, ihre Zahl aber in keinem Einklange zur Größe 

des Staates stehe. Die Regierung müsse daher damit rechnen, dass die 

Reparationskommission tatsächlich mit einer konkreten Forderung nach Verminderung des 

Beamtenstandes über kurz oder lang hervortreten werde. Nach der persönlichen Auffassung 

des Redners würde die Regierung bei der Austragung dieser Frage jedenfalls vorher das 

Einvernehmen mit den Angestelltenorganisationen pflegen. 

Der Kabinettsrat nimmt diese Mitteilungen zur Kenntnis. 

 

9. 

Abstattung des Dankes an Fregattenkapitän Albert P e t e r für seine Tätigkeit als 

österreichischer Delegierter in der Plebiszitkommission für das Kärntner Abstimmungsgebiet. 

Der Vorsitzende würdigt die außerordentlich ersprießliche Tätigkeit des Fregattenkapitäns 

Albert P e t e r als österreichischer Delegierter in der Plebiszitkommission für das Kärntner 

Abstimmungsgebiet und stellt den Antrag, der Kabinettsrat wolle beschließen: 

„Die Staatsregierung spricht dem Fregattenkapitän Albert P e t e r für seine 

hingebungsvollen, dem Vaterlande geleisteten Dienste als österreichischer Delegierter in der 

Klagenfurter Plebiszitkommission wärmstem Dank aus und anerkennt vorbehaltslos den 

hervorragenden Anteil, der ihm an dem günstigen Ausgange der Volksabstimmung infolge 



235 – 1920-11-08  9 
 

der von ihm in überaus tatkräftiger und sachkundiger Weise geführten Vertretung der 

österreichischen Interessen im Schoße der Kommission gebührt. 

Das Staatsamt für Äußeres wird ermächtigt, diesen Dank der Staatsregierung an 

Fregattenkapitän P e t e r zu veröffentlichen.“ 

Der Kabinettsrat pflichtet dem gestellten Antrage bei. 

 

10. 

Sicherstellung der Erfordernisse für Getreideankäufe aus Amerika. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h führt aus, dass für die unmittelbar notwendigen 

Getreideankäufe von 60.000 Tonnen zur Versorgung der Bevölkerung in den Monaten Jänner 

und Februar 1921 mit Mahlprodukten ein Betrag von 18 Millionen holländischen Gulden 

erforderlich sei. Um diesen Betrag aufbringen zu können, habe Redner einvernehmlich mit 

dem Leiter des Staatsamtes für Volksernährung bei der Reparationskommission die Freigabe 

der ausländischen Wertpapiere und der staatlichen Kunstschätze zwecks Erlangung eines 

Lombarddarlehens nachgesucht. Die Reparationskommission habe der Verwendung der 

ausländischen Wertpapiere für diese Zwecke zugestimmt, bezüglich der Kunstschätze jedoch 

den Wunsch geäußert, dass die Staatsregierung zunächst noch versuche, die Geldmittel für die 

Getreideankäufe anderweitig zu beschaffen. Erst wenn sich in der nächsten Zeit jeder andere 

Weg als ungangbar erweisen sollte, hätte die Staatsregierung mit der Reparationskommission 

über die Modalitäten der Verpfändung der Kunstschätze in nähere Verhandlungen einzutreten. 

Das Staatsamt für Finanzen habe sich bemüht, das Erfordernis zunächst durch 

Lombardierung der ausländischen Wertpapiere aufzubringen. Diese Transaktion lasse jedoch 

nur einen Betrag von höchstens 6 bis 8 Millionen holländischen Gulden erwarten, sodass zur 

Befriedigung des restlichen Kreditbedarfes unbedingt auf die Kunstschätze, und zwar in erster 

Linie auf die Gobelins gegriffen werden müsse. Redner stehe augenblicklich mit der 

Bankenvereinigung in Amsterdam wegen der Verpfändung der Gobelins in Unterhandlung. 

Der sprechende Staatssekretär verweist in diesem Zusammenhange darauf, dass die 

Verpfändung der Kunstschätze in der Bevölkerung eine falsche Beurteilung erfahre; auch die 

Presse gehe in dieser Frage von völlig irrigen Voraussetzungen aus. Insbesondere aber sei es 

unstatthaft, dass aktive Staatsbeamte, wie es in der letzten Zeit geschehen sei, in 

Zeitungsartikeln eine weit über den Rahmen sachlicher Kritik hinausgehende Polemik gegen 

das Staatsamt für Finanzen führen. Redner ersuche daher um entschiedene Abstellung und 

Ahndung derartiger Unzukömmlichkeiten, sowie um die entsprechende Aufklärung der 

Bevölkerung darüber, dass die Verpfändung der Kunstschätze das äußerste Hilfsmittel 
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darstelle, um die notwendigen Geldmittel für die Getreidebezüge aufzubringen, welche das 

Ende Dezember drohende Vakuum in der Lebensmittelversorgung vermeiden sollen. Dabei 

wäre namentlich die allgemein verbreitete Meinung richtig zu stellen, als ob die Kunstschätze 

ins Ausland verkauft würden; sie sollen vielmehr im Sinne einer der Staatsregierung bereits 

durch das Gesetz vom 15. Oktober 1919 erteilten Ermächtigung bloß vorübergehend als 

Sicherstellung gegeben werden, bis das Getreide aus der ersten Rate der durch die 

Vermittlung der Reparationskommission zu erwartenden Kredite werde beglichen werden 

können. 

Der V o r s i t z e n d e stellt Maßnahmen in der vom Redner gewünschten Richtung in 

Aussicht. In der Frage der Geldbeschaffung für die Getreideankäufe sei übrigens ein neues 

Projekt aufgetaucht, welches vor der endgiltigen Entscheidung über die Verpfändung der 

Gobelins von den beteiligten Ressorts noch näher geprüft werden möge.  

Sektionschef Dr. G r ü n b e r g e r macht darauf aufmerksam, dass der Kaufabschluss über 

das aus Amerika zu beziehende Getreide spätestens Mitte dieses Monates erfolgen müsse, 

wenn die Lieferungen noch rechtzeitig in Österreich eintreffen sollen. Die Verhandlungen 

über die Erlangung der dazu benötigten Kredite und demgemäß auch die Entscheidung über 

die Zulässigkeit der Verpfändung der Gobelins seien daher von allergrößter Dringlichkeit. 

Der Kabinettsrat richtet schließlich an Staatssekretär Dr. R e i s c h und Sektionschef Dr. 

G r ü n b e r g e r das Ersuchen, noch alle Möglichkeiten der Geldbeschaffung für die 

Getreideankäufe zu erwägen, und behält sich die Erteilung seiner Zustimmung zur 

Verpfändung der Gobelins bis zur Erstattung eines Berichtes über das Ergebnis der 

Beratungen über das vorliegende neue Projekt vor. 

 

11. 

Angriffe gegen die Mitglieder des Gerichtshofes zur Erhebung militärischer 

Pflichtverletzungen wegen des Urteiles im Prozesse gegen FML P o k o r n y. 

Staatssekretär Dr. R o l l e r berichtet über die ehrenrührigen Angriffe, welche in einem 

Artikel der „Arbeiterzeitung“ vom 31. Oktober d. J. gegen die Mitglieder des Gerichtshofes 

zur Erhebung militärischer Pflichtverletzungen erhoben wurden und die sich unter vielfach 

einseitiger Darstellung des Sachverhaltes im Falle des FML P o k o r n y in schweren 

Anschuldigungen und Bezichtigungen der zivilen und militärischen Funktionäre dieses 

Gerichtshofes ergehen. Der sprechende Staatssekretär weist diese Angriffe auf das 

Entschiedenste zurück und äußert die Absicht, eine objektive Sachverhaltsdarstellung an die 

Presse hinauszugehen. 
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Der Kabinettsrat nimmt diese Ausführungen zur Kenntnis und beschließt über den 

weiteren Antrag des sprechenden Staatssekretärs, die Frage der Veröffentlichung der 

Sachverhaltsdarstellung mit der demnächst im Kabinettsrate zu behandelnden Frage über den 

Wortbestand der Kommission zur Erhebung militärischer Pflichtverletzungen und über deren 

Jüngst eingelangten Schlussbericht zu verbinden. 

 

12. 

Entwurf eines Gesetzes über das Bundesgesetzblatt. 

Der V o r s i t z e n d e erbittet und erhält die Ermächtigung, im Nationalrate den Entwurf 

eines Gesetzes über das Bundesgesetzblatt einbringen zu dürfen. 

 

13. 

Entwurf eines Bundesverfassungsgesetzes über die Regelung der Handels- und 

Verkehrsbeziehungen zum Auslande. 

Der V o r s i t z e n d e unterbreitet dem Kabinettsrate im Sinne des Kabinettsbeschlusses 

vom 20. Oktober d. J. den Entwurf eines Gesetzes über die Regelung der Handels- und 

Verkehrsbeziehungen zum Auslande, das die verfassungsrechtlichen Mängel des für diese 

Materie gegenwärtig geltenden Gesetzes vom 1. Oktober 1920 beseitigen soll. 

Nach dem Vorschlage des Redners erteilt der Kabinettsrat die Ermächtigung zur 

Einbringung dieses Gesetzentwurfes im Nationalrate. 

 

14. 

Gesetzesbeschlüsse des steiermärkischen Landtages, betreffend die Abänderung einzelner 

Bestimmungen des Gesetzes vom 4. Juli 1919, L.G.Bl.Nr. 115, über das Diensteinkommen der 

Lehrpersonen an Volks- und Bürgerschulen. 

Nach dem Vorschlage des Staatssekretärs B r e i s k y beschließt der Kabinettsrat, von der 

Erhebung einer Vorstellung gegen zwei vom steiermärkischen Landtage in der Sitzung vom 

23. September d. J. im Gegenstande gefassten Gesetzesbeschlüsse abzusehen und der 

sofortigen Kundmachung dieser Gesetze zuzustimmen. 

 

15. 

Beschlüsse des steiermärkischen Landtages, betreffend Gemeindeumlagen in Eisenerz, und 

Eggenberg und Bezirksumlagen im Bezirke Graz-Umgebung. 

Staatssekretär B r e i s k y berichtet, dass der steiermärkische Landtag in der Sitzung vom 
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29. September d. J. über die Einhebung von Gemeindeumlagen in Eisenerz und Eggenberg 

sowie von Bezirksumlagen im Bezirke Graz-Umgebung Beschluss gefasst habe. 

Der Umlagenbeschluss, betreffend Eisenerz, bewillige eine 500% Umlage auf die 

besondere Erwerbssteuer der österreichischen Alpinen Montangesellschaft und führe, da die 

besondere Erwerbsteuer der übrigen öffentlichen Rechnungsleger nur mit einer Umlage von 

400% belastet werden solle, zu einer unzulässigen einseitigen Mehrbelastung eines einzelnen 

Steuerträgers. 

Die Umlagenbeschlüsse, betreffend die Gemeinde Eggenberg und den Bezirk Umgebung-

Graz wieder enthalten eine Differenzierung der Umlagen nach Halbjahren (z. B. Eggenberg 

bis 1. Juli 1920 Umlagen von 230%, im zweiten Halbjahre 1920 von 300%), wogegen aus 

einhebungstechnischen Rücksichten Einspruch erhoben werden müsse. 

Redner stelle aus diesen Erwägungen den Antrag, der Kabinettsrat wolle dem erwähnten 

Landtagsbeschlusse die staatliche Genehmigung verweigern. 

Der Kabinettsrat beschließt im Sinne des gestellten Antrages. 

 

16. 

Gesetzesbeschluss des niederösterreichischen Landtages, betreffend die Bewilligung nur 

Einhebung von Getränkeauflagen in der Gemeinde Hainburg für die Jahre 1920 bis 

einschließlich 1922. 

Staatssekretär B r e i s k y berichtet, dass durch den Gesetzesbeschluss des 

niederösterreichischen Landtages vom 5. August 1920 die Gemeinde Hainburg ermächtigt 

werden solle, vom Hektoliter Obst- und Beerenmost eine Auflege von 32 K, vom hl 

weinsteuerpflichtiger Getränke eine Auflage von 180 K und von Schaumwein eine Auflage 

nach den Sätzen der staatlichen Schaumweinsteuer einzuheben. Da das Staatsamt für 

Finanzen erklärte, aus staatsfinanziellen Rücksichten der Einhebung von Weinauflagen über 

100 K und von Obstmostauflagen über 20 K nicht zustimmen zu können, habe das Staatsamt 

für Inneres und Unterricht behufs Wahrung der am 1. November 1920 abgelaufenen Frist mit 

einem Telegramme vom 30. Oktober 1920 gegen den Gesetzesbeschluss Vorstellung erhoben. 

Der sprechende Staatssekretär erbittet hiezu die nachträgliche Genehmigung des 

Kabinettsrates. 

Der Kabinettsrat tritt der vom Staatsamt für Inneres telegraphisch erhobenen Vorstellung 

nachträglich bei. 

 

17. 
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Grundveräußerung durch das Prämonstratenserstift Wilten. 

Der Kabinettsrat ermächtigt den Unterstaatssekretär M i k 1 a s, nach seinem Antrage, dem 

Abverkauf mehrerer, dem Prämonstratenserstift Wilten gehöriger Parzellen und Parzellenteile 

aus der Realität E.Z. 558/II der Katastralgemeinde Wilten im Ausmaße von 8'45 ha um den 

Kaufpreis von zusammen 940.406 K 40 h die staatsbehördliche Genehmigung zu erteilen. 

 

18. 

Aufnahme von zwei Hypothekardarlehen durch die Lehr- und Erziehungsanstalt Stella 

Matutina in Feldkirch. 

Nach dem Antrags des Unterstaatssekretärs M i k l a s stimmt der Kabinettsrat zu, dass der 

Aufnahme von zwei zu 5 1/4% verzinslichen Hypothekardarlehen in der Höhe von 10.000 

und 30.000 Schweizer Franken bei Dr. Paul K r i e g in St. Gallen beziehungsweise der 

Aktiengesellschaft Vincentianum in Basel seitens der Lehr- und Erziehungsanstalt Stella 

Matutina in Feldkirch gegen Verpfändung der der genannten Anstalt gehörigen Realitäten in 

der Gemeinde Feldkirch nach Ergänzung der Schuld- und Pfandbestellungsurkunde im Sinne 

der Anträge der Finanzprokuratur die staatsbehördliche Genehmigung erteilt werde. 

 

19. 

Entwurf eines Gesetzes über die Amnestie für das Abstimmungsgebiet von Klagenfurt. 

Staatssekretär Dr. R o l l e r verweist darauf, dass die Konstituierende 

Nationalversammlung in einer am 1. Oktober 1920 gefassten Entschließung die 

Staatsregierung aufgefordert habe, nach der Durchführung der Abstimmung im Kärntner 

Abstimmungsgebiete eine Amnestie für das Abstimmungsgebiet vorzubereiten und sie dem 

Nationalrate so frühzeitig vorzulegen, dass sie alsbald nach der endgiltigen Eingliederung des 

Gebietes in die Republik Österreich kundgemacht werden kann. Redner unterbreite im Sinne 

dieser Entschließung dem Kabinettsrat den Entwurf eines Gesetzes über die Amnestie für das 

Abstimmungsgebiet von Klagenfurt und erbittet die Ermächtigung zur Einbringung dieser 

Vorlage im Nationalrate. 

Der Kabinettsrat erteilt die erbetene Ermächtigung. 

 

20. 

Entwurf eines Gesetzes über die Erhöhung der Wertgrenzen und Geldstrafen in den 

Strafgesetzen (3. Strafgesetznovelle vom Jahre 1920). 

Staatssekretär Dr. Ro11er erbittet und erhält die Zustimmung des Kabinettsrates zur 
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Einbringung des obbezeichneten Gesetzentwurfes im Nationalrate. 

 

21. 

Wahlordnung der Kammern für Arbeiter und Angestellte. 

Unterstaatssekretär Dr. R e s c h erbittet die Ermächtigung des Kabinettsrates zur 

Erlassung einer Vollzugsanweisung, durch welche die mit der Vollzugsanweisung vom 

10.Juli 1920, St.G.Bl. Nr. 293, erlassene Wahlordnung der Kammern für Arbeiter und 

Angestellte entsprechend der Novelle vom 1. Oktober 1920, St.G.Bl. Nr. 469, zum 

Arbeiterkammergesetze vom 23. Februar 1920, St.G.Bl. Nr. 100, abgeändert werden soll. 

Redner berichtet, dass der dem Kabinettsrat vorliegende Entwurf einvernehmlich mit den 

Berufsvereinigungen der Arbeitnehmer zustandegekommen sei; bei den Beratungen habe sich 

jedoch ergeben, dass dem von der Nationalversammlung gelegentlich der Beschlussfassung 

über die erwähnte Novelle angenommenen Resolutionsantrag des Abgeordneten 

S p a 1 o v s k y, wonach als Wahltag ausschließlich der Sonntag bestimmt und den Wählern 

die Abstimmung an ihren Wohnorts ermöglicht werden solle, aus technischen Gründen nur 

zum Teil Rechnung getragen werden könne. 

In dem Entwurf der neuen Wahlordnung sei daher die Bestimmung beibehalten worden, 

dass als Wahltag „in der Regel“ ein Sonntag oder sonstiger arbeitsfreier Tag festzusetzen sei; 

für die unmittelbar bevorstehenden ersten Wahlen in die Arbeiterkammern wurde von den 

Vertretern der maßgebenden Verbände die Vereinbarung getroffen, dass als Wahltag neben 

einem Sonntage oder arbeitsfreien Tags der Nachmittag des vorangehenden Wahltages 

bestimmt werde, falls nicht von einer Hauptwahlkommission einstimmig ein abweichender 

Beschluss im Rahmen des Gesetzes gefasst wird. Diese Vereinbarung solle den 

Landesregierungen durch einen Erlass des Staatsamtes für soziale Verwaltung mitgeteilt 

werden. 

Der Kabinettsrat stimmt der Erlassung der Vollzugsanweisung in der ihm vorliegenden 

Fassung zu. 

 

22. 

Wiedereinbringung der Regierungsvorlage, betreffend die Ausdehnung der 

Krankenversicherung. 

Unterstaatssekretär Dr. R e s c h führt aus, dass die am 13. April 1920 in der 

Nationalversammlung eingebrachte Regierungsvorlage, betreffend Ausdehnung der 

Krankenversicherung (V. Novelle zum Krankenversicherungsgesetz) zwar dem Ausschusse 
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für soziale Verwaltung zugewiesen, von diesem aber nicht durchberaten worden sei. Die 

Novelle bezwecke hauptsächlich die Ausdehnung der gegenwärtig im wesentlichen auf die 

gewerbliche und industrielle Arbeiterschaft beschränkten Krankenversicherungspflicht auf 

alle unselbständig Erwerbstätigen (Arbeiter und Angestellte), demnach insbesondere auch auf 

die land- und forstwirtschaftlichen Arbeiter und die Hausgehilfen, und berühre die 

Organisation der Krankenversicherung nur insofern, als sie, entsprechend der von der 

Landwirtschaft einmütig geäußerten Wünschen, die Neuerrichtung besonderer 

„Landwirtschaftskrankenkassen“ vorsehe. 

Angesicht der unabweisbaren Notwendigkeit, der land- und forstwirtschaftlichen 

Arbeiterschaft die Wohltaten einer obligatorischen Krankenversicherung nicht länger 

vorzuenthalten, erscheine es geboten, denselben Gesetzentwurf, und zwar im Hinblicke auf 

die inzwischen verabschiedete Krankenversicherungsnovelle vom 9. Juli 1920, St.G.Bl. Nr. 

308, mit dem Untertitel: „VI. Novelle zum Krankenversicherungsgesetz“ neuerlich als 

Regierungsvorlage einzubringen. 

Der Kabinettsrat erteilt hiezu die Ermächtigung. 

 

23. 

Entwurf eines Gesetzes, wirksam für die Länder Tirol und Vorarlberg, betreffend die 

rechtliche Behandlung des ober- und unterhalb der Vegetationsgrenzen liegenden 

Kahlgesteins. 

Staatssekretär H a u e i s stellt den Antrag, die Staatsregierung möge dem vom land- und 

forstwirtschaftlichen Ausschuss der Konstituierenden Nationalversammlung in seiner Sitzung 

vom 30. Juli d. J. beschlossenen Entwurf eines Gesetzes, wirksam für die Länder Tirol und 

Vorarlberg, betreffend die rechtliche Behandlung des ober- und unterhalb der 

Vegetationsgrenze liegenden Kahlgesteins, welcher von der Nationalversammlung nicht mehr 

erledigt werden konnte, aufnehmen und als Vorlage der Bundesregierung im Nationalrate bei 

dessen Zusammentritte einbringen. 

Der Kabinettsrat pflichtet dem Antrage bei. 

 

24. 

Entwurf eines Gesetzes über die Verschiebung der Volkszählung. 

Der Kabinettsrat ermächtigt den Staatssekretär B r e i s k y. den in der Konstituierenden 

Nationalversammlung nicht mehr verhandelten Entwurf eines Gesetzes über die Verschiebung 

der Volkszählung neuerlich im Nationalrate einzubringen. 



235 – 1920-11-08  16 
 

 

25. 

Neuregelung der Abgabepreise für Margarine und Kokosfett. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h erneuert den in der Sitzung vom 9. September d. J. 

abgelehnten Antrag auf Neuregelung der Abgabepreise für Margarine und Kokosfette. Redner 

teilt anknüpfend an seine damaligen Ausführungen mit, dass die Verda in den vom Leiter des 

Staatsamtes für Volksernährung geführten Verhandlungen die weitere Tragung der 

Verlustdeckung abgelohnt und sich ebenso wie der Wirtschaftsverband der Öl- und 

Fettindustrie in Eingaben an das Staatsamt für Finanzen gegen die Aufrechterhaltung der 

gegenwärtigen, verbilligten Preise als einer durchaus ungerechtfertigten Belastung der 

Staatsfinanzen ausgesprochen habe. Mittlerweile seien die Preise der Rohmaterialien für 

Pflanzenfett auf dem Weltmarkte beträchtlich gestiegen, sodass sich im Zusammenhalte mit 

der Verschlechterung des Kronenkurses der Einkaufspreis für Pflanzenfett derzeit auf 170 K 

und höher stelle. Bei diesen Gestehungskosten und im Vergleiche zum Preise des dem freien 

Handel überlassenen Schweinefettes von 215 K könne die verbilligte Abgabe vom Margarine 

und Kokosfett zu 95, 100 und 104 K unmöglich aufrecht erhalten werden. 

Bei einer Besprechung im Staatsamte für Volksernährung am 23. Oktober seien folgende 

Preise beantragt worden: 

Abgabepreis der  Mit Gemeinde- Kleinverkaufs- 

 Verda zuschlag  

Margarine…………………… .................. 135 K 135 K   

Pflanzenfett in Fässern…………………….. 153 K     

Pflanzenfett in Tabletten…………………… 160 K     

Das Staatsamt für Finanzen müsse diese Preise, welche aber die Gestehungskosten noch 

immer nicht decken und hinter den Preisen der Pflanzenfette im freien Verkehr zurückbleiben, 

als durchaus angemessen bezeichnen. 

Sollte der Kabinettsrat jedoch den Sprung von den bisherigen zu den neuen Preisen allzu 

groß erachten, würde sich das Staatsamt für Finanzen mit folgenden Preisen bescheiden: 

Abgabepreis der  Mit Gemeinde- Kleinverkaufs- 

 Verda zuschlag  

Margarine…………………… .................. 117 K 118 K   

Pflanzenfett in Fässern…………………….. 125 K     

Pflanzenfett in Tabletten…………………… 132 K     
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Das Staatsamt für Finanzen gebe bei diesem Preisvorschlag von der Erwägung aus, dass in 

den letzten Wochen mangels zureichender Mengen von Pflanzenfett auf die Fettmarke 

mehrmals Öl zum Kleinverkaufspreis vom 132 K ausgegeben worden sei, ohne dass dieser 

Preis bei den Konsumenten auf Widerstand gestoßen wäre. 

Dadurch sei für den neuen Margarinepreis von 130 K eine Anlehnung gegeben; im 

Verhältnis dazu würden die Preise für Pflanzenfett in Fässern und Pflanzenfett in Tabletten 

von 140 und 143 K der bisherigen Staffelung entsprechen. 

Der bei allen vorgeschlagenen Preisen einkalkulierte Gemeindezuschlag von 1 K sei 

bedingt durch die Erklärung der Gemeinde Wien, dass sie die Remunerationen der Lehrer und 

der sonstigen Personen in den Brotkommissionen erhöhen müsse, jedoch außerstande sei, 

diese erhöhten Kosten auf sich zu nehmen. Sie müsse vielmehr trachten, die ganzen Kosten, 

die ihr aus der staatlichen Rationierung und Bewirtschaftung der Lebensmittel erwachsen, 

durch Überwälzung auf den Verbrauch hereinzubringen. Die Gemeinde verweise darauf, dass 

ihr in diesem Sinn schon bei der letzten Erhöhung der Mehrpreise ein Aufschlag von 4 h auf 

jedes Kilogramm zugestanden worden sei und ersuche nunmehr, ihr auch bei der Erhöhung 

der Abgabepreise der Pflanzenfette einen Aufschlag von 1 K auf das Kilogramm zuzubilligen: 

Das Staatsamt für Finanzen glaube gegen dieses Begehren der Gemeinde keine Einsendung 

erheben zu sollen. 

Zum Nachweise der Notwendigkeit einer Preiserhöhung unter den gegebenen 

Verhältnissen verweist der sprechende Staatssekretär schließlich noch darauf, dass die 

wöchentlichen Verluste bei der Fettausgabe bei den derzeitigen Preisen zwischen 55 und 58 

Millionen Kronen schwanken und sich auch noch nach der beantragten Preiserhöhung 

zwischen 30 und 34 Millionen Kronen bewegen werden. 

Der anfälligen Einwendung, dass wieder neue Lohn- und Gehaltsbewegungen ausgelöst 

werden würden, müsse entgegengehalten werden, dass, ungeachtet die Regierung bei den 

rationierten Lebensmitteln seit Monaten keine Preisveränderung vorgenommen habe, die 

Lohn- und Gehaltsbewegungen gleichwohl weitergegangen seien und lediglich in der 

Stagnation in einzelnen Branchen eine Hemmung gesunden haben. 

Sektionschef Dr. G r ü n b e r g e r macht aufmerksam, dass die rayonierte Fettmenge 

gegenwärtig nur in Pflanzenfett ausgegeben werde. Es handle sich hier also um einen gerade 

für die minderbemittelten Schichten lebenswichtigen Artikel, dessen Verteuerung in der 

Bevölkerung einen sehr ungünstigen Eindruck hervorrufen würde. 

Staatssekretär Dr. R e s c h und Staatssekretär H e i n l glauben, dass angesichts der eben 

durchgeführten Erhöhung der Zuckerpreise von einer Verteuerung weiterer Lebensmittel 
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derzeit abgesehen und die Entscheidung über die Anträge des Staatssekretärs für Finanzen der 

künftigen Regierung Überlassen werden sollte. 

Infolge dieses Einspruches wird der Gegenstand von der Tagesordnung abgesetzt. 

 

26. 

Erhöhung des Gütertarifes der österreichischen Staatsbahnen. 

Staatssekretär H e i n l führt aus, dass der Kabinettsrat in der Sitzung vom 5. August d. J. 

gelegentlich der Beschlussfassung über die Einführung eines neuen Gütertarifes der 

österreichischen Staatsbahnen in Aussicht genommen habe, in der nächsten Zeit eine weiter 

lineare Erhöhung der reformierten Tarifsätze um 40% eintreten zu lassen. Der 

Hauptausschuss habe sich in der Sitzung vom 19. August d. J. diesem Standpunkt 

angeschlossen, jedoch ohne Festlegung auf eine bestimmte Prozentziffer den Staatssekretär 

für Verkehrswesen ermächtigt, den neuen Tarif in einem solchen Ausmaße zu erhöhen, wie es 

zur Bedeckung der Besoldungsreform und des damals auf 1000 Millionen bezifferten 

Betriebsabganges der Staatsbahnen erforderlich wäre. 

Nach den Wünschen des Staatsamtes für Finanzen solle die hiernach vorzunehmende 

Tariferhöhung mit 1. Dezember 1920 in Kraft treten, sodass das Staatsamt für Verkehrswesen 

bereits am 15. November die neuen Tarifsätze verlautbaren müsste. 

Redner trage, wie er bereits bei den früheren Verhandlungen ausgeführt habe, gegen jede 

weitere Steigerung der Gütertarife die schwersten volkswirtschaftlichen Bedenken und erbitte 

daher einen Beschluss des Kabinettsrates, durch welchen der Staatssekretär für 

Verkehrswesen ermächtigt wird, von der für den 1. Dezember d. J. in Aussicht genommenen 

Tariferhöhung Abstand zu nehmen. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h beruft sich gegenüber diesem Antrag auf die Beschlüsse des 

Kabinettsrates und des Hauptausschusses für die Vornahme der Erhöhung und erklärt, dass 

die Finanzverwaltung darauf umso weniger verzichten könne, als die Angleichung der Bezüge 

der Staatsangestellten an das Gehaltsschema der Gemeinde Wien das Mehrerfordernis für die 

Gehaltszahlungen weit über jenen Betrag hinaus gesteigert habe, der durch die Tariferhöhung 

hereingebracht werden solle. 

Staatssekretär Dr. P e s t a bezeichnet es als wünschenswert, dass vor der Neubemessung 

der Tarife zunächst erst noch mit den interessierten Kreisen Fühlung genommen werde, wozu 

ein Aufschub der Erhöhung wenigstens bis zum 15. Dezember l. J. notwendig wäre. 

Insbesondere werde es sich darum handeln, einen Weg zu finden, die Erhöhung nicht rein 

linear durchzuführen, sondern die neuen Tarife möglichst der Tragfähigkeit der einzelnen 
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Artikel anzupassen. Redner müsse auch auf den Umstand verweisen, dass der Güterverkehr 

der Eisenbahnen schon derzeit ein wesentlich höheres Erträgnis abwerfe, als der 

Staatsvoranschlag vorsehe. Darnach sei eigentlich die Erwartung gerechtfertigt, dass bei einer 

weiteren Verdichtung des Zugsverkehres die vom Staatsamte für Finanzen angestrebten 

Einnahmeziffern auch unter Beibehaltung der jetzigen Tarifsätze erreicht werden könnten. 

Der Kabinettsrat beschließt, als Termin für die Durchführung der Erhöhung der Gütertarife 

den 15. Dezember d. J. festzusetzen, damit dem Staatssekretär für Verkehrswesen Gelegenheit 

geboten werde, vorerst mit den interessierten Wirtschaftsfaktoren über das künftige 

Gebührenschema, Fühlung zu nehmen. 
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[KRP 235, 8. November 1920, unbekannter Stenograph] 
 
235., 8. /11. 
[Zugezogen]: Schober, Davy, Froehlich, Mannlicher. 
 
1. 
Reisch: Personalie: Erster Sektionschef Dr. Mühlvenzl (Nachfolger Schauberger). 

[Ich beantrage], man möge ihn wie mit 35 Jahren Dienstzeit behandeln statt 34. 
Breisky: II. 
Angenommen. 
 
 
2. 
[Mayr]: Vollzugsanweisung [betreffend] die Polizeidirektion Wien. 
Froehlich: Zunächst [ist] die Frage, ob [man es] als Verordnung aufgrund des § 6 des 

Bundesverfassungsgesetzes [machen kann]. In erster Instanz Polizei-Commissariat, 
[in] zweiter Polizeipräsidium. 

Schober: -. 
Mayr: Com[itee]-Beratungen haben stattgefunden. Nach ziemlich langen Beratungen haben 

sich die Fachmänner [geeinigt], dem Kabinettsrat den Entwurf dieser Verordnung 
vorzulegen mit der Bitte um Annahme. Nun habe ich die Mitteilung erhalten, daß die 
Sozialdemokraten [dagegen] den heftigsten Widerstand erheben würden und jede 
Tätigkeit des Nationalrates verhindern würden. 

Schober: Sofort wie die Verfassung erschienen ist, war ich mir der Tragweite dieser 
Bestimmung bewußt. [Ich habe am] 7. /10. [in einem] Bericht die Regierung 
aufmerksam gemacht, dazu Stellung zu nehmen. Ich habe mich auch mit einem 
Politiker beraten. [Unmöglich ist] der Instanzenzug an den Landeshauptmann aber 
nicht und auch nicht der Auftrag von diesem. Der Mag.[istrats]-Direktor hat schon die 
Übernahme der Akten von der Landesregierung und vom Staatsamt für Inneres 
erbeten. [Notwendig wäre] mindestens das eine, daß in den Personalfragen eine 
Remedur geschaffen wird. 

Roller: Die Verfügung über die Polizei bleibt beim Alten? - Ja. 
Mayr: Es besteht tatsächlich eine Cap. Dem. [capitis diminutio] der Wiener Polizeidirektion 

einerseits; [andererseits] liegt eine politische Drohung einer großen Partei vor, daß 
sie aus der geplanten Vollzugsanweisung eine große Geschichte machen wird. Eine 
politische Frage spielt herein. 

Schober hat erklärt, daß die Sache sehr unangenehm sei, daß sich [aber] bei der 
Schaffung des Organisationsgesetzes vielleicht manches bessern läßt und daß 
mindestens jene Vorkehrungen getroffen werden müßten durch das Staatsamt für 
Inneres, welche die größten Schäden zu verhindern geeignet sind. 

Davy: [Ich möchte] anfragen, ob es nicht möglich wäre, den § 1 der Verordnung zu retten 
und dadurch die Stellung der Direktion zu verbessern. 

Miklas: -. 
Heinl: [Ist] der Rayon identisch mit Gemeindegebiet Wien? 
Roller: Wir haben es nur mit einer Kompetenzverschiebung zu tun in Entscheidungssachen. 

[Ich bin] einverstanden, daß das Staatsamt für Inneres durch einen Erlaß Abhilfe 
schafft. 

Breisky: Es kommt in Betracht das Moment des Prestiges (politische Prüfung, Diszipl.[in]). 
Das kann durch einfachen Erlaß -. 

Mayr: Wir sollten [von einer Vollzugsanweisung] absehen, dagegen [wäre der Weg zu 
wählen, daß] Br[eisky] mit Schober auf kurzem Weg alles anordnet, was zum Schutz 
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des Prestiges der Direktion möglich ist. 
Angenommen. 
 
 
3. 
[Mayr]: Zuschrift der Präsidentschaftskanzlei [betreffend Umbenennung in] 

'Bundespräsidium'. [Es] bleibt beim alten. 
Angenommen. 
 
 
4. 
Mayr: Frage des Ansuchens der Republik Österreich um Aufnahme in den Völkerbund. 

[Am] 15. /XI. tritt der Völkerbund zusammen. Als erster Punkt: Aufnahme der 
feindlichen Staaten in den Völkerbund. Renner hat schon den Antrag gestellt, daß von 
österreichischer Seite Fühlung genommen wird zunächst mit Deutschland, dann mit 
England und Frankreich. Deutschland [ist] sehr dafür und wünscht es. England und 
Frankreich haben erklärt, das Ansuchen um Aufnahme [zu befürworten], können aber 
nicht bestimmt zusagen, ob sich die notwendige Zweidrittelmehrheit finden wird. 

Es müßte morgen der Hauptausschuß befragt werden, da der Nationalrat noch 
nicht zusammengetreten ist. 

Wenn das Gesuch abgewiesen würde, ist es ein Nachteil oder nicht? Wir werden 
dort [auf jeden Fall] ein Forum haben, wir werden gehört werden müssen. 

Antrag, es soll angesucht werden falls der Hauptausschuß seine Zustimmung gibt. 
Angenommen. 
 
 
5. 
Mayr: Der Gesetzentwurf über die Aufnahme des Burgenlandes [wäre] neuerlich 

einzubringen, wobei die Staatskanzlei und [das Staatsamt für] Inneres ermächtigt 
werden könnten, Änderungen [in Bezug] auf die Anpassung an die neue Verfassung 
[vorzunehmen]. 

Genehmigt. 
 
 
6. 
Heinl: [Ich] bitte um die Ermächtigung, einen Bericht der Nationalversammlung vorzulegen 

über die abgeschlossenen Handelsverträge mit Jugoslavien und Rumänien und den 
Gesetzentwurf betreffend Verträge mit Deutschland vorlegen zu können. 

Angenommen. 
 
 
7. 
Breisky: Die Angelegenheiten [der Hochschulverwaltung] in Wien sollen an das Mag.[istrat] 

übergehen nach der Verfassung. Jetzt hat auch die Hochschule dagegen protest[iert]. 
Diese Agenden sind [im] wesentlichen Rechnungsagenden. 

Mit Hartl [wurde] das Einvernehmen gepflogen, der sich dafür eingesetzt hat, daß 
die Hochschulverwaltung ohne Intervention des Magistrats weitergeführt wird. Wir 
haben eine kleine Adm.[inistrations]-Instanz geschaffen (das Hochschuldep[artement] 
der - ), welche die Vermittlungsstelle zwischen den Hochschulen und dem 
Unterrichtsamt sein wird, um diese kleinen ?minderen Anweisungen zu besorgen. [Es 
sind] keinerlei Weiterungen daraus zu besorgen. 
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Zur Kenntnis genommen. 
 
 
8. 
Pesta: Beilegung des Teilstreiks auf der Südbahn. Auch die Gewerkschaft war nicht in der 

Lage, den Streik einzudämmen. Pesta [ist] ersucht worden, die Wiener Neustädter 
Abordnung zu empfangen. 

Bericht zur Kenntnis genommen, Dank für Bemühungen ausgesprochen. 
 
 
9. 
Mayr: [Es war eine] aufgeregte Dep.[utation] von Staatsangestellten, Eisenbahnern, 

Gend.[darmen] aus dem Traisen- und Gölsental bei mir. [Sie haben eine] höhere 
Ortsklasseneinreihung verlangt. 

[Außerdem erfolgte ein] Protest der Staatsan- vom Zentralverband der 
österreichischen Staatsbeamtenvereine gegen eine neue Gehaltsvorlage, ohne sie zu 
hören und [ohne] daß dort eine Enquete stattfinden könne. Die Herren waren heute 
bei mir. 

[Ich erklärte], der Kabinettsrat habe die Angleichung an Wien nur beschlossen 
unter der Bedingung, eine neue Besoldungsordnung ehestens vorzulegen. Es ist aber 
nicht beschlossen worden, daß die Staatsangestellten nicht Einsicht bekommen. Ich 
habe gesagt, daß sie nicht fertig werden. 

Wir werden gewärtig sein müssen, daß wir überrumpelt werden. 
Zur Kenntnis genommen. 
 
 
10. 
Mayr: Frage der Verlegung der Journ[alisten]-Zimmer ... T. C. B. 

Ich habe gesagt, man kann nicht von heute auf morgen die fremden Journ[alisten] 
brüsk behandeln. 

Pesta: Am Samstag war die Vertreter der technischen Union im Verkehrsamt. Die 
aufgeregten Gemüter haben sich schon beruhigt. 

Heinl: In den Räumen der Dev.[isen]-Zentrale wäre es möglich, wenn die Zentrale 
aufgehoben würde. 

Zur Kenntnis. 
 
 
11. 
Mayr: [Dank an] Fregattenkapitän Peter. 
Angenommen. 
Roller: [Mich würde interessieren], was der Landshauptmann sagt. 
Mayr: Lemisch ist voll des Lobes. 
 
 
12. 
Reisch: Gobelin-Sammlung -Verpfändung. 

Für Jänner und Februar haben wir dasselbe Mehl zu kaufen; [wir benötigen dafür] 
18 Millionen holländische Gulden (2,5 Milliarden Kronen). Es dürfte sich die 
Möglichkeit ergeben, zu einem solchen Abschluß zu kommen. Es handelt sich nur um 
die Verpfändung, nicht um die Veräußerung. Die erste Ententekredit wird zur 
Auslösung der Gob.[lins] verwendet. 
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Der Redner bittet, daß der Kabinettsrat zur Kenntnis nimmt, daß diese 
Verhandlungen wegen [einer] Verpfändung weiter fortgesetzt werden müssen und 
möchte bitten, daß für eine entsprechende Aufklärung gesorgt und auf die Presse 
Einfluß genommen wird, daß sie diese unangenehme Maßregel nicht zu solch 
verfehlten Angriffen und Verheißungen verwendet. In der letzten Zeit wurden derartige 
Artikel auch von akt.[iven] Staatsbeamten gemacht - die ordinärsten Angriffe. [Es ist] 
mit der Aut[orität] der Regierung unvereinbar, daß ein solcher Zustand geduldet wird. 

[Ich] bitte auch in dieser Richtung hin eine Verfügung zu treffen. Man kann sich 
nicht den Luxus von Kunstgegenständen gestatten, wenn man nichts zu essen hat - 
Volksabstimmung. 

Mayr: Die Veröffentlichung der Reparations-Commission in den letzten Tagen - wir müssen 
sehr vorsichtig sein. Es wird Sache seines Vorgesetzten sein, den Beamten zur 
Rechenschaft zu ziehen. 

Es ist noch einige Tage Zeit. Am letzten Samstag waren einige Herren beisammen, 
um einen Vorschlag zu machen. Vielleicht wäre es möglich, [wenn das] Reisch und 
Grünberger unter sich besprechen. 

Grünberger: Jede Verhandlung wegen der Gob.[lins] wird einige Zeit in Anspruch nehmen. 
Über die Mitte des Monats können wir nicht warten. 

Reisch: Ich will in erster Linie die Wertpapiere in Holland lombardieren lassen, aber ich 
würde doch bitten, die Verhandlungen wegen der Verpfändung der Gob.[lins] 
fortzuführen. Unsere Verzeichnisse und Schätzungen sollte [man] nach Amsterdam an 
unsere dortigen Vertreter senden. 

Mayr: Wenn wir einmal verpfänden müssen, folgt auch der Verkauf. Eine direkte Zustimmung 
zur Verpfändung der Gob.[lins] ist nicht erfolgt. [Man sollte] noch einige Tage 
zuwarten, bis vielleicht dieser noch in Aussicht genommene Weg ergründet ist. 

Reisch und Grünberger sollen die Verhandlungen mit den Herren aufnehmen. Ich 
habe [...] bewogen, die von ihm angebotene Demission zurückzunehmen bis ein 
Beschluß fällt. 

Angenommen. 
 
 
13. 
Roller: Vertreter der Richtervereinigung und des Obersten Gerichtshofes [haben] das 

Staatsamt für Justiz eingeladen, einen wahrheitsgemäßen Sachverhalt in den 
Zeitungen zu veröffentlichen. Es ist schwer, sich in eine Zeitungspolemik einzulassen 
... 

Ich bitte heute schon, daß der Kabinettsrat zur Kenntnis nimmt, daß die Angriffe 
gegen den Obersten Gerichtshof immer wieder erneuert werden. Billigt -. 

Zur Kenntnis genommen. 
 
 
14. 
Mayr: Bundesgesetzblatt (Punkt 2. a) 
Angenommen. 
[Am Rand]: Morgen Abend 6 Uhr Sitzung. 
 
 
15. 
Mayr: Punkt 2 b). 
Angenommen. 
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16. 
Reisch: -. 
Breisky: Punkt 4. a). Lehrpers.[onen], steier[märkischer] Landtag. 
Genehmigt. 
 
 
17. 
Breisky: Steier[märkische] Land[tags]beschlüsse [betreffend] Gemeindeumlagen. 600 % 

Umlage für Eisenerz [ist eine] Unzulässigkeit, Einwendung. 
Angenommen. 
 
 
18. 
Breisky: Hainburg. 
Angenommen. 
 
 
19. 
Miklas: Punkt 5. a). Wilten. 
Genehmigt. 
 
 
20. 
Miklas: Stella Matutina Feldkirch, Punkt 5. b). 
Genehmigt. 
 
 
21. 
Roller: Punkt 6. a). 

[Ich beantrag die Amnestie] im Rahmen wie sei üblich ist, etwas erweitert in Bezug 
auf gemeine Delikte zu erlassen. 

Ermächtigung erteilt. 
 
 
22. 
Roller: Wertgrenzenerhöhung und [Erhöhung] der Geldstrafen in den Strafgesetze (Punkt 6. 

b). 
Genehmigt. 
 
 
23. 
Resch: Punkt 7. a), Arbeiterkammer. 
Genehmigt. 
 
 
24. 
Resch: Punkt 7. b), Krankenversicherung, 5. Novelle. 
Genehmigt. 
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25. 
Haueis: Punkt 8., Kahlgestein. 

Antrag schriftlich vorliegend. 
Roller: Gleich[zeitig] soll auch das ?Luftnischengesetz, führend das Ackerbauministerium, 

und die Zinsgründegesetznovelle, führend das Justizministerium, [eingebracht 
werden]. 

[Beschluß]: Beide Gesetze können eingebracht werden. 
 
 
26. 
Breisky: -. 
 
 
27. 
Reisch: Punkt 3. [Preiserhöhung bei] Margarine und Kokosfett. Auch die Verda [ist dafür], 

welche bisher die Verluste getragen hat ... 
Grünberger: [Ich möchte] aufmerksam machen, daß es sich dabei wieder um [eine] 

Verteuerung, um einen lebensnotwendigen Artikel handelt, die gerade den 
Minderbemittelten trifft. 

Reisch: Die Verluste betragen in der Woche 60 Millionen [Kronen]. 
Resch: Wir sollten die Sache hinausschieben. [Es wäre] politisch sehr unangenehm. 
[Beschluß]: Antrag abgelehnt. 
Morgen 6 Uhr. 
 
 
28. 
Heinl: [Der Kabinettsrat hat] die Einführung eines neuen Tarifs der österreichischen 

Staatsbahnen in Aussicht genommen. Der Hauptausschuß [hat] jedoch ohne die 
Festlegung einer bestimmten Prozentziffer [beschlossen, daß] Pesta ermächtigt ist, in 
einer solchen Höhe ... 

Wann [soll die Erhöhung] in Kraft treten? - [Am] 1. /12. '20. 
Wenn die Tariferhöhung so linear vorgenommen wird, wird unsere ganze 

Volkswirtschaft auf den Kopf gestellt, [sie wäre] nicht mehr konkurrenzfähig. [Ich] 
bitte, von dieser Tariferhöhung am 1. /12. Abstand nehmen und [daß man dies] auch 
der neuen Regierung unterbreitet, zumal notwendig ist, daß jede einzelne Post genau 
überprüft wird. 

Reisch: Hier liegt ein Beschluß des Kabinettsrates und des Hauptausschusses vor, daß die 
Erhöhung vorzunehmen ist. 

Pesta: Ich bin in der Zwangslage, meine damalige Zusage aufrecht halten zu müssen. Etwas 
anderes ist der Zeitpunkt. Wenn am 1. /12. der neue Tarif zur Einführung gelangt, 
müßte [er] schon am 15. /11. in den Blättern veröffentlicht werden können. 

[Beschluß]: [Aufschub um] 14 Tage genehmigt. 
 
 

 
































































































































































